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Aus dem Plenum
Die Abgeordneten des Thürin-
ger Landtags kamen vom 17. 
bis 19. Oktober zu ihrer monat-
lichen Plenarsitzungen zusam-
men. Im Zentrum der Debatte 
am Donnerstag stand das Kö-
nigsrecht des Parlaments. Über 
fünf Stunden lang diskutierten 
die Thüringer Volksvertreter 
über die Zahlen zum Doppel-
haushalt 2013/2014. So weist 
der Thüringer Landeshaushalt 
2013 und 2014 jeweils ein Volu-
men von rund neun Milliarden 
Euro auf. Neben der Haushalts-
beratung wurden elf Gesetzes-
entwürfe im Plenum beraten. 
Darunter wurde der Gesetzent-
wurf der Landesregierung zur 
Änderung des Thüringer Geset-
zes zur Ausführung des Betreu-

ungsgesetzes in zweiter Bera-
tung fraktionsübergreifend an-
genommen und verabschiedet. 
Ebenfalls in zweiter Beratung 
wurde über einen Gesetzesent-
wurf der Fraktion DIE LINKE zur 
Änderung des Thüringer Ge-
setzes zum Schutz der Bevölke-
rung vor Tiergefahren im Ple-
num diskutiert. Der Antrag der 
Oppositionsfraktion wendet 
sich gegen die Rasseliste, die 
ein Merkmal des bereits beste-
henden Gesetzes zum Schutz 
der Bevölkerung vor Tiergefah-
ren ist. Für den Gesetzentwurf 
stimmte die Fraktion DIE LIN-
KE, die Regierungsfraktionen 
von CDU und SPD votierten da-
gegen. FDP und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN enthielten sich in 

der Abstimmung. Der Gesetz-
entwurf wurde abgelehnt. Da-
rüber hinaus wurde das Gesetz 
zur Änderung des Thüringer 
Waldgesetzes und des Thürin-
ger Jagdgesetzes in den Land-
tag eingebracht. Der Gesetz-
entwurf der Landesregierung 
soll nicht nur die Erhaltung des 
Waldflächenanteils in quanti-
tativer Hinsicht, sondern auch 
qualitative Maßnahmen zur 
nachhaltigen Sicherung der 
Waldfunktionen ermöglichen. 
Das Plenum überwies den Ent-
wurf einstimmig in den Aus-
schuss für Landwirtschaft, 
Forsten, Umwelt und Natur-
schutz. Die Fraktion BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN brach-
te den Antrag „Antibiotikaein-

satz in der landwirtschaftli-
chen Tierhaltung nachhaltig 
reduzieren“ in den Landtag ein. 
CDU und SPD stellten den Al-
ternativantrag „Reduzierung 
des Antibiotikaeinsatzes in der 
Nutztierhaltung“. Die Antrag-
steller forderten, den Einsatz 
von Antibiotika in der Nutz-
tierhaltung zu überprüfen und 
im Sinne der Nachhaltigkeit 
zu regulieren. In ihrem Antrag 
„Niedriges Zinsniveau nutzen“ 
forderte die Fraktion der FDP 
die Landesregierung auf, bei 
der Refinanzierung auslaufen-
der Kredite auf Kreditverträ-
ge mit möglichst langen Lauf-
zeiten zu setzen, um die aktu-
ell niedrigen Zinsen langfristig 
nutzen zu können.

Gemeinsam mit Vertretern der Thüringer Landesregierung nahm Landtagspräsidentin Birgit Diezel (CDU) an den nationalen Feier-
lichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober in München teil. +++ Auf Einladung einer vierten Klasse besuchte Landtags-
präsidentin Birgit Diezel (CDU) am 9. Oktober die Evangelische Grundschule in Erfurt. Frau Diezel informierte sich über das Lernen und 
Leben in einer Schule in freier Trägerschaft. +++ Am 17. Oktober fand im Anschluss an die Plenardebatte ein Parlamentarischer Abend 
des MDR statt. Die Veranstalter informierten die Parlamentarier über die „MDR Vision 2017“. +++ Vom 1. bis 19. Oktober absolvierten 
elf Studenten der Universität Erfurt und der Friedrich-Schiller-Universität Jena ein Gruppenpraktikum im Thüringer Landtag, um Ein-
blicke in die Parlamentsarbeit zu gewinnen. 

Tag der Verfassung und des Thüringer Landtags 
Mit einer Festveranstaltung be-
ging der Thüringer Landtag am 
25. Oktober den 19. Jahrestag der 
Verabschiedung der Thü-
ringer Verfassung und 
den 22. Jahrestag der 
Kon stituierung des Thü-
ringer Landtags. 
Landtagspräsidentin Bir-
git Diezel (CDU) eröff-
nete den Festakt mit ei-
nem Grußwort. Günther 
Oettinger, EU-Kommis-
sar für Energie, hielt auf 
Einladung der Landtags-
präsidentin die Festrede 
im Plenarsaal des Land-
tags. „Die Thüringer Ver-
fassung orientiert sich an 
universalen Werten wie 
der Menschenwürde, der 
Freiheit und der Gerech-
tigkeit“, so Landtagsprä-
sidentin Diezel. „Unse-
re Verfassung konkre-
tisiert diese Werte und 
macht sie handhabbar für das po-
litische und gesellschaftliche Le-
ben. Gerade deshalb ist es wich-
tig, die Verwurzelung der Verfas-

sung in der Gesellschaft weiter zu 
stärken. Die Verfassung verpflich-
tet die Abgeordneten, als Reprä-

sentanten des Volkes nach den 
besten Lösungen für das Land zu 
suchen. Sie gibt den Auftrag Zu-
kunft aktiv zu gestalten. Diesen 

Auftrag erfüllen wir Abgeordne-
te in Freiheit und Selbstbestim-
mung“, so Frau Diezel während 

der Festveranstaltung. Günther 
Oettinger sprach über die aus der 
historischen Erfahrung resultie-
rende Aufgabe, konsequent für 

ein gemeinsames Europa einzu-
treten. Nur wenn die europäi-
schen Staaten mit einer Stimme 

sprächen, sei es möglich, 
dass Europa an Einfluss in 
der Welt gewinne, so Oet-
tinger. Ob in der Außenpo-
litik oder in der Energiepoli-
tik – stets bedürfe es eines 
gesamteuropäischen Lö-
sungsansatzes und eines 
einheitlichen europäischen 
Außenauftritts, damit Eu-
ropa erfolgreich an der Be-
wältigung globaler Her-
ausforderungen mitwirken 
könne.
Musiker der Hochschule für 
Musik FRANZ LISZT Weimar 
begleiteten den Festakt 
musikalisch. Am 25. Okto-
ber 1990, elf Tage nach der 
ersten freien Landtagswahl 
seit 1946, konstituierte sich 
der Thüringer Landtag im 
Deutschen Nationaltheater 

Weimar. Der 25. Oktober ist auch 
der Tag der Verfassung, die genau 
drei Jahre später auf der Wart-
burg verabschiedet wurde.

Diezel und Oettinger (3.u.4.v.l.) mit den Vizepräsidentinnen und Fraktionsvorsitzenden des 

Thüringer Landtags
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Aus der Arbeit der Ausschüsse Aus dem Landtag
Haushalts- und Finanzausschuss
Haushaltsberatungen beginnen

Ab dem 6. November bera-
ten die Mitglieder des Haus-
halts- und Finanzausschus-
ses über den Doppelhaushalt 
2013/2014. Konkret werden 
das Thüringer Haushaltsge-

setz 2013/2014, das Thürin-
ger Haushaltsbegleitgesetz 
2013/2014 und das Gesetz zur 
Änderung der Finanzbezie-
hungen zwischen Land und 
Kommunen im Ausschuss dis-
kutiert. Dazu kommen die Be-
ratungen zum mittelfristigen 
Finanzplan für die Jahre 2012 
bis 2016 und zum Bericht über 
den Stand und die voraussicht-
liche Entwicklung der Finanz-
wirtschaft des Landes. Zum 
Auftakt der Beratungen findet 
die Grundsatzaussprache zum 
Doppelhaushalt statt. Daran 
schließen sich die Beratungen 
zu den Einzelplänen an, die 
am 9., 12., 15. und 19. November 

2012 fortgesetzt werden. Am 6. 
Dezember 2012 ist die mündli-
che Anhörung der kommuna-
len Spitzenverbände zum Ge-
setz zur Änderung der Finanz-
beziehungen zwischen Land 

und Kommunen, dem Kom-
munalen Finanzausgleich, in 
öffentlicher Sitzung vorgese-
hen. Zusätzlich werden Sach-
verständige angehört.

Am 17. Januar 2013, so sieht es 
die vom Ausschuss beschlosse-
ne Planung vor, sollen die ab-
schließenden Beratungen und 
die Abstimmungen im Aus-
schuss stattfinden, so dass der 
Thüringer Landtag nach zwei-
ter Beratung über die drei Ge-
setze sowie den mittelfristi-
gen Finanzplan und den Fi-
nanzbericht im Januar-Plenum 
(23./24./25. Januar 2013) ab-
stimmen kann.

Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur
Promotionsmöglichkeiten für Fachhochschul-
absolventen sollen verbessert werden

In seiner Sitzung vom 10. Ok-
tober beschäftigte sich der 
Ausschuss für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur mit den 
Promotionsmöglichkeiten 
für Fachhochschulabsolven-
ten. Derzeit promovieren acht 
Fachhochschulabsolventen 
pro Jahr an Thüringer Hoch-
schulen. Angestrebt wird, die 
Zahl der so genannten koope-
rativen Promotionen bis zum 
Jahr 2015 auf insgesamt 34 zu 
steigern. Dafür stellt das Land 
den Fachhochschulen 1,8 Milli-
onen Euro zur Verfügung. „Wir 
brauchen gute und hoch qua-
lifizierte Absolventen“, sagte 
der Ausschussvorsitzende Dr. 
Mario Voigt (CDU). „Die ange-
strebte Steigerung der Zahlen 
ist ein wichtiger Beitrag dazu. 

Gleichzeitig unterstützen wir 
es, die Möglichkeiten der ko-
operativen Promotion fest in 
den Ziel- und Leistungsverein-
barungen mit den Hochschu-
len zu verankern. Die ange-
strebte positive Entwicklung 
muss verstetigt werden, denn 
sie ist Ausdruck für eine dy-
namische Hochschulentwick-
lung. Daher begrüßt der Aus-
schuss die Bestrebungen des 
Landes, mehr Fachhochschul-
absolventen eine Promotion 
zu ermöglichen.“ Bislang gibt 
es Kooperationen zwischen 
der Universität Erfurt und der 
Fachhochschule Nordhausen 
sowie der Friedrich-Schiller-
Universität Jena, der Techni-
schen Universität Ilmenau und 
der Fachhochschule Jena.

Fotoausstellung des Fotografen Hans-Joachim Nowatzky
Thüringer Landschaften, Brauchtum und Events 

Anlässlich seines 70. Geburts-
tags zeigte der Thüringer Land-
tag im Oktober Fotografien des 
Erfurter Fotografen Hans-Jo-
achim Nowatzky. Seine Bilder 
spiegeln das Leben in Thürin-
gen wieder: Sei es das pulsie-
rende Leben auf Volksfesten, 
Thüringer Bräuche oder das de-
tailverliebte Handwerk – die 
Fotografien sind so charakte-
ristisch wie der Freistaat selbst. 
„Hans-Joachim Nowatzky legt 
mit dieser Schau ein eindrucks-
volles Zeugnis seiner Verbun-
denheit und Liebe zu seiner 
Thüringer Heimat ab“, so Land-
tagspräsidentin Diezel in ih-
rer Eröffnungsrede. „Mit do-
kumentarischem Impetus be-
reiste er Thüringen und fing 
mit seiner Kamera verschiede-
ne Aspekte unserer regionalen 
Identität ein. Dabei versteht 

er sich nicht als Kunstfotograf, 
sondern als aufmerksamer Be-
obachter. Nowatzky zeigt seine 
Heimat als einzigartige Kombi-
nation einer reichen Natur- und 
einer historisch gewachsenen 
Kulturlandschaft. Der Reich-
tum der Natur und der Kultur 
ist Grundlage unserer regiona-
len Identität. Als Dokumenta-
tion dieser Thüringer Identität 
sind die Fotografien von Hans-
Joachim Nowatzky zu verste-
hen“, so Diezel abschließend. 
Die Fotografien stammen aus 
der Zeit der frühen 1970-er Jah-
re und reichen bis in die Gegen-
wart. Sie dokumentieren No-
watzkys Jahrzehnte währen-
des fotografisches Schaffen 
als Hobbyfotograf. Zu sehen ist 
die Ausstellung noch bis zum 7. 
November 2012, werktags von 
8.00 bis 18.00 Uhr.

Landtagspräsidentin auf Informationsbesuch in 
Kaliningrad
Gemeinsam mit den Abgeord-
neten Christina Tasch und Elke 
Holzapfel besuchte Thüringens 
Landtagspräsidentin Birgit Die-
zel (CDU) vom 11. bis 13. Oktober 
2012 das Kaliningrader Gebiet. In 
Gesprächen mit der Vorsitzen-
den der Gebietsduma Marina Or-
gejewa und dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten Viktor 
Smilgin wurden Möglichkeiten 
der wirtschaftlichen Zusammen-
arbeit als auch des Jugendaus-
tausches diskutiert. „Ziel der Rei-

se war es, Kontakte zwischen der 
Oblast Kaliningrad und Thürin-
gen zu vertiefen“, so Landtagsprä-
sidentin Diezel. „Uns ist es ein An-
liegen, den Austausch zwischen 
den Menschen, insbesondere zwi-
schen jungen Leuten, zu fördern. 
Mit unserem Besuch haben wir 

die freundlichen Beziehungen 
zwischen den zwei europäischen 
Regionen für zukünftige Projek-
te der Zusammenarbeit weiter 
gefestigt.“ Gerade im Licht der 
vor zwei Wochen gefallenen Ent-
scheidung über Kaliningrad als 
Austragungsort der Fußballwelt-
meisterschaft 2018 bestehe ein 
hohes Entwicklungspotenzial für 
das gesamte Kaliningrader Ge-
biet, fügt Frau Diezel an. Der Be-
such sei ein wichtiger Impuls ge-
wesen, die Beziehungen zwischen 

der Oblast Kaliningrad und Thü-
ringen voranzutreiben. Neben den 
politischen Terminen besuchte 
die Thüringer Delegation das Au-
tomobilwerk Avtotor (BMW), die 
Evangelisch-Lutherische Propstei 
Kaliningrad und die Schwestern 
des Schönstatt-Ordens.

Die Thüringer Delegation mit der Vorsitzenden der Gebietsduma 

Marina Orgejewa
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Einigung: Die finanzpolitischen Sprecher von CDU und CSU in den deutschen Landesparlamen-
ten haben in Potsdam einstimmig Eckpunkte für den Länderfinanzausgleich und den bundes-
staatlichen Finanzausgleich in den Jahren nach 2019 beschlossen. Darin sind unter anderem 
mehr Leistungsanreize, eine Bundeshauptstadthilfe für Berlin, ein demographischer Ausgleichs-
faktor, der Abbau weiterer Mischfinanzierungen und ein schärferes Sanktionsregiment gegen 
Haushaltssünder vorgesehen. Der Vorsitzende der Sprecherkonferenz, der Thüringer CDU-Frakti-
onsvorsitzende Mike Mohring (Mitte), verwies darauf, „dass damit erstmals Finanzexperten aus 
Geber- und Nehmerländern einen Konsens in dieser schwierigen Frage erzielt haben“. 

Expertendialog: Vorschlag der CDU-Fraktion findet Zustimmung
16.500 Besucher auf dem Weblog www.verwaltungsrefom-thueringen.de

Der Vorsitzende der CDU-Fraktion 
im Thüringer Landtag, Mike Moh-
ring, hat eine positive Bilanz des 
Weblog zur Verwaltungsreform 
in Thüringen gezogen, den die 
Fraktion Anfang Juli 2012 begon-
nen und jetzt mit einem gut be-
suchten Fachforum abgeschlos-
sen hat. „Eine schlanke, dreistu-
fige Verwaltungsstruktur mit ei-
ner zentralen Mittelbehörde ist 
Grundlage für eine nachhaltige 
Konsolidierung des Landeshaus-
haltes und macht eine Kreisge-
bietsreform mit enormen Verwer-
fungen im demokratischen und 
zivilgesellschaftlichen System 
überflüssig“, so Mohrings Fazit 
aus der Bewertung der Weblog-
Beiträge und der Diskussion im 

Forum. Die Fraktion hat den Dia-
logprozess nun aufbereitet und 
die Ergebnisse der von der Lan-
desregierung eingesetzten Exper-
tenkommission zur Verwaltungs-
reform zur Verfügung gestellt.
Mit dem Weblog selbst hat die 
CDU-Fraktion Neuland in der po-
litischen Kommunikation betre-
ten. „Seit Beginn des Projektes 
Angang Juli 2012 haben 16 500 
Besucher auf den Weblog zuge-
griffen. Wir haben 14 Fachbeiträ-
ge von Verwaltungsexperten aus 
Wissenschaft, Politik und Pra-
xis veröffentlicht. Zahlreiche In-
teressierte, meist mit Verwal-
tungserfahrung, haben sie fun-
diert kommentiert“, so Mohring. 
Überwiegend unterstützten die 

beteiligten Experten den Ansatz 
der CDU-Landtagsfraktion zum 
dreistufigen Verwaltungsauf-
bau, räumen einer Verwaltungs-
reform Priorität ein und plädie-
ren für die Einräumigkeit der Ver-
waltung.
Einigkeit besteht über die Not-
wendigkeit einer umfassenden 
Aufgabenkritik, die durch eine 
effizientere Aufgabenverteilung 
zwischen Land und Kommunen 
ergänzt werden muss. Aufwendi-
ge Spezialaufgaben gehören da-
nach in die Mittelbehörde, die 
sie fachlich besser und finanzi-
ell günstiger erledigen kann. Ein-
sparpotential ergibt sich danach 
vor allem aus dem verminder-
ten Koordinierungsbedarf und 
die Zusammenlegung von Zen-
tralabteilungen. „Zudem wurde 
deutlich, dass in der Binnenmo-
dernisierung der Verwaltung er-
hebliche Effizienzreserven zu he-
ben sind“, sagte der Fraktionsvor-
sitzende.
Für Mohring ergeben sich aus 
der Diskussion drei unmittelba-
re Konsequenzen. „Das von uns 
geforderte Standardmoratorium 
muss umgesetzt und der Ver-
waltungsaufbau mit Zuständig-
keiten und Abläufen in einem 
Landesorganisationsgesetz neu 
gefasst werden. Daraus lässt 
sich dann auch ein Personalent-
wicklungskonzept ableiten“, so 
der CDU-Fraktionschef. Diese 
Aufgaben müssten zügig in An-
griff genommen werden.

CDU setzt sich mit
Doppelhaushalt durch
Planungssicherheit für zwei 
Jahre, der Verzicht auf neue 
Kredite und die Tilgung von 
Schulden aus 2011 - das sind 
wesentliche Pluspunkte des 
Doppelhaushalts 2013 und 
2014. Finanzminister Dr. Wolf-
gang Voß hatte den Landes-
haushalt, das Haushaltsbe-
gleitgesetz und die Reform des 
Kommunalen Finanzaus-
gleichs im Oktober-Plenum in 
den Landtag eingebracht. Der 
verantwortungsvolle Konsoli-
dierungskurs werde mit die-
sem Doppelhaushalt gefestigt, 
der vereinbarte Personalabbau 
konkretisiert und realisiert, so 
Voß bei der Einbringung des 
Haushaltsentwurfs. CDU-Frak-
tionsvorsitzender Mike Moh-

ring machte in der Plenarde-
batte deutlich, dass nun die 
Zeit genutzt werden müsse, 
um weitere notwendige struk-
turelle Veränderungen im 
Land anzugehen. „Die Verwal-
tungsreform ist der nächste 
Schritt“, so Mohring, der an die 
Entschließung der Koalitions-
fraktionen zum Landeshauhalt 
2012 erinnerte. Die damit auf 
den Weg gebrachte Überprü-
fung von Aufgaben und Stan-
dards müsse entschlossen vor-
angetrieben, der beschlossene 
Stellenabbau zielstrebig fort-
geführt und die Bindung von 
Ausgaben durch Gesetze redu-
ziert werden. Mohring warb 
erneut dafür, die Schulden-
bremse in der Thüringer Lan-
desverfassung zu verankern. 
Haushalte ohne neue Schul-
den seien ein entscheidender 
Faktor für die stabile Entwick-
lung Thüringens. 

Gefragte Experten beim Fraktionsforum: Mike Mohring (CDU-Frakti-

onsvorsitzender), Burkhard Zamboni (Stellv. Vorsitzender des Thüringer 

Beamtenbundes), Dr. Sebastian Dette (Präsident des Thüringer Rechnungs-

hofs), Dr. Klaus von der Weiden (Richter am Bundesverwaltungsgericht in 

Leipzig), Peter Stephan (Präsident des Landesverwaltungsamtes a. D.) und 

Jörg Geibert (Thüringer Innenminister, v.l.).  

Im Gespräch: CDU-Fraktions-

vorsitzender Mike Mohring und 

Finanzminister Dr. Wolfgang Voß (r.).
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Für eine angemessene Finanzausstattung
Protest bei Debatte zum Landeshaushalt/Neuer KFA macht Verwerfungen deutlich
Während der Landtagsdebat-
te zum Haushalt 2013/14 pro-
testierten am 18. Oktober vor 
dem Parlament in Erfurt Kom-
munalpolitiker gegen die Kür-
zungen der Finanzen für Städ-

te und Landkreise. Unterstützt 
wurden sie von der Linksfrakti-
on im Thüringer Landtag. Da-
mit startete DIE LINKE eine 
Neuauflage ihrer landeswei-
ten Kampagne „Kommunen 
in Not“. Fraktionsvorsitzen-
der Bodo Ramelow betonte vor 
den Demonstranten die Not-
wendigkeit eines Sozialaus-
gleichs und einer gerechteren 
Besteuerung auf Bundesebe-
ne u.a. über eine Erbschafts- 
und Vermögenssteuer. Frank 
Persike, Bürgermeister von Bad 
Blankenburg, verwies darauf, 

dass es nicht nur um den Er-
halt der freiwilligen Aufgaben, 
wie im Kultur-, Sport- und So-
zialbereich, gehe, bald könn-
ten sie auch die Pflichtaufga-
ben nicht mehr erfüllen. Ta-

mara Thierbach, vom Stadtrat 
Erfurt gerade erneut ins Amt 
gewählte Bürgermeisterin, er-
griff ebenfalls das Wort und 
wünschte sich „baldmöglichst 
eine Verwaltungs- und Ge-
bietsreform in Thüringen“.
Neben einer angemessenen Fi-
nanzausstattung forderten die 
Protestierenden Transparenz 
bei der Berechnung des Kom-
munalen Finanzausgleichs. 
Die Veranstaltung vor dem 
Landtagsgebäude wurde von 
einer anschaulichen Aktion be-
gleitet: Schlüssel, versehen mit 

Gemeindenamen, konnten 
die symbolische Tür zu einem 
sachgerechten Kommunalen 
Finanzausgleich nicht öffnen.
„Der neue Kommunale Finanz-
ausgleich macht alle Verwer-

fungen in der Verwaltungs- 
und Gebietsstruktur deutli-
cher als in der Vergangenheit. 
Deshalb fordert die LINKE, die 
unverzügliche Beendigung der 
Blockadepolitik in der CDU-
SPD-Landesregierung und den 
Einstieg in die Funktional-, Ver-
waltungs- und Gebietsreform. 
Nur durch leistungsfähige 
kommunale Strukturen kann 
Thüringen die künftigen Her-
ausforderungen bewältigen“, 
hatte Frank Kuschel, kom-
munalpolitische Sprecher der 
Linksfraktion, erklärt.

Ein würdiger Gedenkort und eine geeignete Form des Gedenkens  
Anknüpfend an die Aussagen 
von Christine Lieberknecht, die 
am Tag der Deutschen Einheit 
auf die Zäsur für Thüringen 
durch das Bekanntwerden des 
Mordzuges von Neonazis hin-
wies, hat sich Bodo Ramelow 
mit einem Schreiben an die Thü-
ringer Ministerpräsidentin ge-
wandt: „Angesichts des verhee-
renden Naziterrors müsste in 
Thüringen ein würdiger Geden-
kort sowie eine geeignete Form 
des Gedenkens geschaffen wer-
den. Die rassistische Mordserie 
des NSU, der zehn Menschen 

zum Opfer fielen, und andere 
neonazistische Übergriffe soll-
ten einen Ort der Mahnung im 
öffentlichen Bewusstsein und 
im öffentlichen Raum finden.“ 
Unter anderem wurden in Kas-
sel und in Dortmund bereits Ge-
denkorte an die Opfer des Neo-
naziterrors eingeweiht. „Der so 
genannte Nationalsozialisti-
sche Untergrund ist in Thürin-
gen entstanden. Davor können 
wir die Augen nicht verschlie-
ßen und daraus resultiert eine 
besondere Verantwortung. Wir 
stehen in der Pflicht, einerseits 

für eine würdige Erinnerung an 
die Opfer zu sorgen, gleichzei-
tig aber die Bürgerinnen und 
Bürger in Thüringen aufzufor-
dern und zu ermutigen, sich 
menschenfeindlichen Ideologi-
en entgegenzustellen“, so der 
LINKE-Fraktionsvorsitzende, der 
die Landesregierung auffordert, 
sich der Idee für einen Gedenk-
ort anzunehmen. Konkrete Vor-
schläge für eine würdige Form 
des Gedenkens sollten mithil-
fe einer öffentlichen Diskussion 
unter wissenschaftlicher Beglei-
tung erarbeitet werden.

Was „alte Politik-Hasen“ und Mentees verbindet
Unter dem Stichwort „Mento-
ring“ bietet die Landtagsfrakti-
on DIE LINKE seit 2005 Prakti-
kumsplätze an, bei denen junge 
Leute über mehrere Wochen ei-
ne/einen Abgeordneten bei al-
len Terminen und Aufgaben be-
gleiten. 2012 waren es sieben 
junge Menschen, die die Mög-
lichkeiten des Programms aus-
probierten. Traditionell lag der 
Hauptteil im September, vor 
dem Semesterbeginn an den 

Universitäten. Dabei gab es 
auch die Möglichkeit, an politi-
schen Aktionen teilzunehmen, 
so am 29. September, wo das 
Bündnis „umFAIRteilen“ zu ei-
nem bundesweiten Protesttag 
aufgerufen hatte. 

Und es war eine Selbstver-
ständlichkeit, dass sich unter 
den Teilnehmern der Erfurter 
Aktion auch Abgeordnete und 
Teilnehmer des Mentoring-Pro-

gramms der Landtagsfraktion 
der LINKEN fanden. Ist es doch 
eine Grunderfahrung, die die al-
ten Politik-Hasen und die jun-
gen Menschen verbindet: al-
lein im Parlament lassen sich 
die großen gesellschaftlichen 
Probleme nicht lösen, zu den 
demokratischen Instrumenten 
gehört „der Druck der Straße“. 
Auch im nächsten Herbst wird 
die Linksfraktion erneut ein 
„Mentoring“ anbieten.

Mutiger Schritt 
zur Energiewende
Dass nunmehr die Eon Deutsch-
land ihre Anteile an der Eon 
Thüringer Energie AG kom-
plett an die Kommunale Ener-
gie Beteiligungsgesellschaft 
(KEBT) verkaufen will, wird von 
Bodo Ramelow als „ein muti-
ger Schritt für eine nachhalti-
ge Energiewende“ ausdrücklich 
begrüßt. „Dass dazu ein ,Kom-
munaler Energiezweckverband 
Thüringen‘ gebildet und dar-
über die Finanzierung abgesi-
chert wird, ist ein guter Weg“, 
betonte der Fraktionsvorsitzen-
de und regte an, dass jetzt be-
gleitend eine Stiftung für Nach-
haltigkeit nach dem Vorbild 
Mecklenburg-Vorpommerns in 
Thüringen initiiert wird. „Über 
Energie-Coaching und -Bera-
tung sollten unsere Kommunen 
fit gemacht werden für die de-
zentrale und bürgernahe Ener-
giewende“, sagte Ramelow.

Die Energie ist fast 
magisch 
Die AG Kultur der Linksfraktion um 
Kulturpolitikerin Dr. Birgit Klau-
bert hat sich neu konstituiert und 
in einer ersten Beratung im Kul-
tur- und Kongresszentrum Ge-
ra dem Thema „Kultur und Wirt-
schaft“ gewidmet. Im zweiten Teil 

des Tages hatte Mike Huster, Ge-
raer Landtagsabgeordneter der 
LINKEN, die Gäste in den Stein-
weg geführt, wo sich eine kreati-
ve alternative Szene entwickelt. 
Die Energie ist fast magisch und 
macht Hoffnung auf eine posi-
tive kulturelle Zukunft von Gera. 
Im Atelier Opus 7 berichteten jun-
ge Künstler von ihrem Kunst- und 
Kulturverständnis und auch von 
ihren finanziellen Schwierigkeiten. 
Dennoch überwog ihr Enthusias-
mus deutlich. Die AG Kultur ist üb-
rigens offen für alle Interessierten.
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Jessel und Weiger bei 
Tagung der SPD-Fraktion 
Die Präsidentin des Bundesam-
tes für Naturschutz, Dr. Beate 
Jessel und der Vorsitzende des 
BUND Deutschland, Prof. Dr. Hu-
bert Weiger, sind Top-Referenten 
bei einer öffentlichen Tagung 
über den Hainich, zu der die SPD-
Fraktion einlädt. „UNESCO-Welt-
naturerbe Hainich - Erfolgsbilanz 
und Entwicklungschance des Na-
tionalparks“ lautet das Thema 
der Tagung, die am 6. Novem-
ber im Thüringer Landtag statt-
findet. Die Veranstaltung startet 
mit mehreren Impulsreferaten, 
eine Podiumsdiskussion und ver-
schiedene Workshops mit Fach-
leuten schließen sich an. Die Ta-
gung ist öffentlich, Interessierte 
sind herzlich willkommen.

Wo war eigentlich der Verfas-
sungsschutz, als die drei Thüringer 
Neonazis über Jahre insgesamt 
zehn Morde planten und schluss-
endlich auch ausführten? Diverse 
Banküberfälle und das  Attentat 

in Köln mit einer Nagelbombe im 
Jahr 2004 nicht mitgezählt. Wa-
ren Teile der Polizei auf dem rech-
ten Auge blind? Wurden  im Rück-
blick auf diese Ereignisse wirklich 
alle Fragen gestellt, oder ist die Ge-

Verfassungsschutz muss reformiert werden 
sellschaft bereits wieder zur Tages-
ordnung übergegangen? Und was 
kann man tun, damit sich ein zivi-
lisiertes Land wie die Bundesrepu-
blik möglichst nie wieder mit solch 
einer kaum fassbaren Mordserie 

auseinandersetzen muss? 
Diese und andere Fragen disku-
tierten die Innenpolitiker der Frak-
tion, Heiko Gentzel und Dorothea 
Marx mit Prof. Manfred Baldus von 
der Staatswissenschaftlichen Fa-

kultät der Universität Erfurt, bei ei-
ner Veranstaltung der SPD-Frakti-
on. Dass verschiedene Behörden 
in Thüringen für verschiedene Auf-
gabenfelder zuständig waren und 
sich in diesem Prozess nicht ab-
stimmten, geschweige denn un-
terstützten, ist eine Quintessenz 
des Abends. Die zweite: Die ge-
samte so genannte Sicherheitsar-
chitektur muss auf den Prüfstand, 
der Verfassungsschutz in Thü-
ringen ist in seiner jetzigen Form 
nicht länger tragbar. 

Wie also weiter? 
Die politischen Verantwortungsträ-
ger, also auch die Abgeordneten des 
Thüringer Landtags, sollten den Vor-
schlag des Thüringer Innenminis-
ters, den Verfassungsschutz zu einer 
Abteilung im Innenministerium zu 
machen, nicht rundweg ablehnen. 
Sondern die Idee sehr genau prü-
fen. Denn einig waren sich die drei 
Hauptakteure der Debatte auch dar-
über, dass bei aller gründlichen Ursa-
chensuche eines klar sein muss: Par-
teipolitik muss bei diesem schwieri-
gen Thema außen vor bleiben.

Vom 6. bis 16. November zeigt die SPD-Fraktion auf ihrer Eta-
ge historische Wahlplakate aus 80 Jahren SPD. Es handelt sich 
um einen kleinen Ausschnitt von etwa 65 000 Plakaten, die 
im Archiv der sozialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung in Bonn aufbewahrt werden. Das Archiv in Bonn gehört 
zu den größten Archiven, die sich mit der Geschichte der Arbei-
terbewegung befassen. SPD-Fraktionsvorsitzender Uwe Höhn 
und Dr. Gerd Schuchardt, in der Großen Koalition unter Bern-
hard Vogel stellvertretender Ministerpräsident sowie Minister 
für Wissenschaft, Forschung und Kultur, werden die Ausstel-
lung am Dienstag, dem 6. November um 16 Uhr eröffnen. In-
teressierte sind herzlich zur Ausstellungseröffnung im Landtag 
(3. Etage, SPD-Fraktion) eingeladen. 

Bestattungswälder - eine Alternative zum Friedhof
Die SPD-Landtagsabgeordne-
te Eleonore Mühlbauer unter-
stützt Bestrebungen, naturna-
he Beisetzungen in so genann-
ten Bestattungswäldern in Thü-
ringen zu ermöglichen. 

Dafür setzt sie auf die Unter-
stützung des Thüringer Land-
tags. „Wenn sich Menschen 
über Gemeindegrenzen hin-
weg für die Errichtung von Be-
stattungswäldern aussprechen 
dürfen, warum sollten die Kom-
munen diesem Wunsch nicht 
nachkommen und gemeinsam 
einen Bestattungswald betrei-
ben“, fragt Mühlbauer. Aller-
dings müssten dafür auch die 
gesetzlichen Voraussetzungen 
geschaffen und das Thüringer 
Bestattungsgesetz geändert 
werden. Dort sei eine Gleich-

setzung von Bestattungswäl-
dern und konventionellen Fried-
höfen bislang nicht vorgese-
hen. Mühlbauer verweist auf 
Initiativen der Stadt Bad Ber-
ka und einer Interessengemein-

schaft in Wallbach bei Meinin-
ge. Dort habe man sich für die 
Einrichtung von Bestattungs-
wäldern eingesetzt. Im Falle der 
Stadt Bad Berka habe das Lan-

desverwaltungsamt aber ei-
nen entsprechenden Antrag 
Ende Juni abgelehnt. Als unge-
nügend empfindet Mühlbauer 
vor diesem Hintergrund die 
Antwort der Landesregierung 
auf eine parlamentarische An-
frage, die sie vor einigen Wo-
chen auf den Weg gebracht hat-
te: „Der politische Wille seitens 
des Landes, solche Bestattungs-
wälder einzurichten, scheint mir 
nicht gegeben zu sein“, schätzt 
sie ein.  „Wir müssen dem ge-
sellschaftlichen Wandel und der 
Veränderung von Familienbio-
grafien in Deutschland Rech-
nung tragen“, sagt Mühlbauer. 
Viele junge Menschen gingen 
nach Ausbildung oder Studium 
in andere Regionen, sodass die 
Grabpflege oft nicht mehr mög-
lich sei. 

SPD thematisiert hohe 
Strompreise

Prof. Dr. Manfred Baldus von der Universität Erfurt, SPD-Innenpolitiker 
Heiko Gentzel und SPD-Frau Dorothea Marx, die Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses zur Aufklärung der Neonazimorde, halten eine 
Reform des Thüringer Verfassungsschutzes für unausweichlich.

Mit einer aktuellen Stunde im zurück-
liegenden Plenum hat die SPD-Frak-
tion auf die geplante Erhöhung der 
Umlage für die Erneuerbaren Energi-
en (EEG- bzw. Ökostrom-Umlage) re-
gaiert. Frank Weber, der energiepo-
litische Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion, plädierte für Nachbesserun-
gen am Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) des Bundes. Darüber hinaus 
müssten Wege gefunden werden, 
die sozialen Folgen der Energiepreis-
entwicklung abzufedern. „Die Geg-
ner der Energiewende wollen den An-
schein erwecken, dass allein die För-
derung der Erneuerbaren Energien an 
den steigenden Strompreisen schuld 
sei. Wir brauchen eine ehrliche De-
batte“, fordert der SPD-Politiker.

SPD-Fraktion zeigt historische Wahlplakate
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Haushalt steht auf tönernen Füßen
Barth: „Endgültige Kapitulation der Landesregierung vor der Notwendig-
keit struktureller Veränderungen“

„Der Haushaltsentwurf 2013/2014 
der Regierung steht auf tönernen 
Füßen“, das war die Bilanz des Vor-
sitzenden der FDP-Fraktion Uwe 
Barth im Oktober-Plenum. Die ak-
tuell günstigen Rahmenbedingun-
gen mit Steuerrekordeinnahmen 
seien der einzige Grund dafür, 
dass die Regierung diesen Haus-
halt nach endloser Diskussion 
überhaupt hinbekommen habe. 
Die optimistische Prognose gebe 
aber keine Garantie. Barth kritisier-
te, dass es die Regierung versäumt 
habe, die gute wirtschaftliche Si-
tuation für einen stärkeren Schul-
denabbau zu nutzen.
„Die Personalausgaben steigen bis 
2014 um 8,5 Prozent, während die 
Zuweisungen an die Kommunen 
sinken und notwendige Verände-

FDP-Fraktion fragt nach Bürokratieabbau
Die FDP-Fraktion hat im Septem-
ber eine Große Anfrage zu den 
Bürokratiekosten in Thüringen 
eingereicht. „Bürokratieabbau ist 
der Schlüssel zur Stärkung des 
Wirtschaftswachstums und zur 

Konsolidierung des Landeshaus-
halts. Jede überflüssige Regelung, 
jedes zu komplizierte Verfahren 
verursacht unnötige Kosten“, so 
der Fraktionsvorsitzende Uwe 
Barth. Die Große Anfrage thema-
tisiert deshalb die Belastung von 
Bürgern, Wirtschaft und der Ver-
waltung durch überflüssige Rege-
lungen und komplizierte Verfah-
ren. Zudem wird nach den bishe-
rigen Aktivitäten der Landesregie-
rung im Bereich Bürokratieabbau 
sowie nach neuen Initiativen ge-
fragt. 
Die direkten Bürokratiekosten für 
Unternehmen in Deutschland 
werden auf einen hohen zweistel-

„Nach meinem Eindruck wird 
mit unserem Antrag vom Juni 
2011 sehr konstruktiv umgegan-
gen, und ich habe Grund zu der 
Annahme, dass in naher Zukunft 
eine praktikable Lösung vorlie-

gen wird“, freute sich FDP-Innen-
experte Dirk Bergner nach der 
Oktobersitzung des Innenaus-
schusses. In ihrem Antrag hatten 
die Liberalen die Landesregie-
rung aufgefordert, Möglichkei-
ten zur Förderung des LKW-Füh-
rerscheinerwerbs für Kamera-
dinnen und Kameraden der Frei-
willigen Feuerwehren zu prüfen. 
„Das Problem der Nachwuchs-
gewinnung hat sich ja neben der 
demografischen Entwicklung 
auch dadurch verschärft, dass 
heutzutage der PKW-Führer-
schein nicht mehr bis 7,5 t gilt“, 
weiß Bergner, der als ehrenamt-

rungen ausbleiben“, sagte der libe-
rale Fraktionschef. Der vorliegende 
Haushalt sei die „endgültige Ka-
pitulation der Landesregierung 
vor der Notwendigkeit von struk-
turellen Veränderungen“. Die von 
der Regierung eingesetzte Exper-
tenkommission zur Verwaltungs-

reform und die Haus-
haltsstrukturkommis-
sion hätten versagt, 
weil die Ergebnisse 
nicht wie angekün-
digt in den Haushalt 
einfließen. Die Regie-
rung habe nicht nur 
versäumt, ineffizien-
te Strukturen abzu-
bauen, sie habe so-
gar neue hinzuge-
fügt, die mit 25 Mio. 
Euro Mehrausgaben 
zu Buche schlügen. 
Das Ausgabevolumen 
gehe innerhalb der 
nächsten zwei Jahre 
um gerade einmal 150 

Mio. Euro zurück. Bei linearer Fort-
schreibung ergebe sich daraus bis 
2020 eine Lücke von rund 1 Milliar-
de, rechnete Barth vor. „Das ist un-
genügend, eine glatte Sechs. Ich 
beginne zu ahnen, warum Sie die 
Schulnoten abschaffen wollen“, 
fügte er, an die Adresse der Lan-

desregierung gerichtet, hinzu.
„Der KFA nimmt den Kommunen 
mehr, als er gibt“, kritisierte Barth 
auch die angekündigte Reform des 
Kommunalen Finanzausgleichs. 
Eine transparentere Gestaltung 
der Finanzbeziehungen zwischen 
Land und Kommunen sei not-
wendig. Kein Kämmerer verste-
he aber die jetzt vorgelegten Zah-
len. „In der Wirtschaft nennt man 
das eine nicht prüfbare Rechnung 
und schickt sie zurück.“ Die „Part-
nerschaft“ gehe einseitig zulasten 
der Kommunen. Das Land spare 
wieder an den Kommunen, wäh-
rend es seine eigenen Hausaufga-
ben unerledigt lasse. „Strukturre-
formen, verlässliche Finanzierung 
der Kommunen und eine erhöhte 
Schuldentilgung, das müssten die 
Ziele in den weiteren Haushalts-
verhandlungen sein.“ Er freue sich, 
dass der Finanzminister dabei ins-
besondere auf die FDP setze, so 
Barth abschließend.

ligen Milliardenbetrag geschätzt, 
so der Beauftragte der FDP-Frak-
tion für Bürokratieabbau, Mari-
an Koppe. Besonders betroffen 
sei hiervon der Mittelstand, da die 
Bürokratiekosten pro Mitarbeiter 

desto höher seien, 
je kleiner ein Unter-
nehmen sei. Auch 
könnten sich grö-
ßere Unternehmen 
eher die Beschäf-
tigung von Exper-
ten zur Bürokratie-
bewältigung leis-
ten. Der Freistaat 
Thüringen solle 
sich im Interesse 
seiner mittelstän-
disch geprägten 
Wirtschaft deshalb 
besonders bemü-
hen, die Bürokra-

tiekosten so gering wie möglich 
zu halten. „Man darf aber auch 
nicht vergessen, dass ausufernde 
Bürokratie auch jeden einzelnen 
Bürger belastet“, so Koppe. Denn 
umständliche Beantragungs- und 
Genehmigungsprozesse beträfen 
schließlich auch viele private Akti-
vitäten. Deswegen wird auch die-
ser Bereich der Bürokratiekosten 
in der Großen Anfrage beleuchtet. 
Die FDP-Fraktion hatte bereits An-
fang des Jahres ein Standarderpro-
bungsgesetz erarbeitet, das die bü-
rokratische Belastung der Kommu-
nen und Landkreise reduziert hätte. 
Das Gesetz wurde jedoch von der 
Mehrheit des Landtags abgelehnt.

LKW-Führerscheine für Feuerwehrkameraden
licher Bürgermeister der Stadt 
Hohenleuben auch Dienstherr 
einer Freiwilligen Feuerwehr ist. 
„Meiner Fraktion ging es mit 
diesem Antrag darum, Anreize 
für den Dienst in der Freiwilli-

gen Feuerwehr zu schaffen. Wer 
beispielsweise zu seinem LKW-
Führerschein, den er auch be-
ruflich nutzen kann, ein Drittel 
vom Land und ein Drittel von der 
Kommune finanziert bekommen 
kann, hat neben dem wichtigen 
Ehrenamt bei der Feuerwehr 
noch ein weiteres Motiv für eine 
solche Aufgabe“, wirbt der FDP-
Landtagsabgeordnete. Weil das 
Problem der Nachwuchsgewin-
nung in den Feuerwehren auf 
den Nägeln brenne und zudem 
Fahrzeugführer für die LKW der 
Wehren fehlten, seien pragmati-
sche Lösungen nötig.

Dirk Bergner ist als Bürgermeister auch Dienstherr einer Feuerwehr.

Die Wirtschaft stöhnt über die Kosten der Büro-

kratie. Je kleiner ein Unternehmen, umso höher die 

Kosten der Bürokratie pro Mitarbeiter.

Barth kritisierte, dass es die Regierung versäumt 

habe, die gute wirtschaftliche Situation für ei-

nen stärkeren Schuldenabbau zu nutzen.
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Das zumindest betrifft strom-
intensive Unternehmen, die 
durch die Bundesregierung 
von den Netznutzungsent-
gelten und von der Umlage 
für erneuerbaren Strom (EEG-
Umlage) weitgehend befreit 
wurden. In der Debatte des 
Oktoberplenums um das Er-
neuerbare Energien Gesetz 
(EEG) wurde deutlich, dass 
Mittelstand und Privathaus-
halte für die Privilegierung der 
Industriekunden doppelt drauf 
zahlen. Im kommenden Jahr 
sind dies Mehrkosten von 4,2 
Mrd. Euro für Privathaushalte 
und den Mittelstand. Für Dirk 
Adams als auch Jennifer Schu-

Anlässlich des Papstbesuchs 
im September 2011 erstellten 
das Thüringer Landeskriminal-
amt und das Innenministerium 
ein als geheim eingestuftes 
„Gefährdungslagebild“ und ei-
nen „Einsatzbefehlsentwurf“, 
die dem MDR drei Tage vor der 
Ankunft des Papstes auf unge-
klärtem Weg bekannt wurden. 
Kurze Zeit später, nach einem 
Interview von zwei freien Mit-

Abgeordnetenrechte und Pressefreiheit bei polizeilichen Ermittlungen gefährdet
arbeitern des MDR mit einem 
Personalrat der Polizei, fand 
bei diesem eine Hausdurchsu-
chung statt – E-Mails und Face-
bookaccounts werden durch-
sucht und „ganz nebenbei“ 
auch Spuren zu zwei Landtags-
abgeordneten „gefunden“. Er-
folg bei der Aufklärung des Ge-
heimnisverrats hatte dieser 
Eingriff jedoch nicht.
Wir haben den geschilderten 

Dr. Frank Augsten eröffnete die bündnisgrüne Klimakonferenz 2012: 

„Teller, Tank, Trog, Tonne oder Tagfalter? Biomasse zwischen Ernäh-

rungssicherheit und Naturschutz“ im Thüringer Landtag.

Nie war Strom so billig wie heute 

Astrid Rothe-Beinlich diskutierte mit  zahlreichen TeilnehmerInnen 

bei der Podiumsdiskussion „Inklusion in Thüringen – Was können wir 

von Europa lernen?“. 

Thüringen braucht einen nachhaltigen Haushalt
Der Doppelhaushalt  2013/14 
trägt den Namen Voß, aber er 
hat nicht das Voßsche Güte-
siegel. Gebiets-, Verwaltungs- 
und Strukturreform, Schul-
denbremse, Personalentwick-
lungskonzept  und geordne-
ter Personalabbau, Ausgaben 
senken und Schulden mehr als 

gesetzlich vorgeschrieben zu-
rückführen – nicht eine dieser 
notwendigen Reformen und 
Maßnahmen wurde umge-
setzt. 
Was Thüringen braucht, ist ein 
Haushalt der nachhaltig ist, er-
läuterte Anja Siegesmund in 
ihrer Rede zum Haushalt. Die 

Bündnisgrünen fordern in der 
Finanzpolitik die vier E: Ehrlich-
keit, Einsparungen, Effizienz-
steigerungen, Einnahmeerhö-
hungen – für ein zukunftsfes-
tes Thüringen, ein Land in dem 
im Jahr 2020 Politik auch noch 
gestaltet und nicht nur Schul-
den verwaltet werden.

bert gehört daher nicht das 
EEG abgeschafft sondern die 
Vergünstigungen für Indust-
riekunden auf den Prüfstand. 
Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
steht fest, dass das EEG in sei-
nen Kernelementen erhalten 
bleiben muss, und auch künf-
tig als Motor der Energiewen-
de fungiert. Der Einspeisevor-
rang und die gesetzlich garan-
tierte Vergütung für die heu-
te vergüteten Technologien 
soll erhalten werden. Daneben 
muss das EEG für neue Aufga-
ben weiterentwickelt werden, 
damit die Erneuerbaren Ener-
gien den Markt noch schneller 
durchdringen können.

Grüne fordern Personalentwicklungsplanung 
für LehrerInnen
Pro Woche fallen in Thüringen 
etwa 13.000 Schulstunden aus, 
was etwa vier Prozent der Un-
terrichtsstunden entspricht. 
Zusätzlich können 11.500 Stun-
den wöchentlich nicht fachge-
recht vertreten werden. „Das 
ist eindeutig zu viel“, so die bil-
dungspolitische Sprecherin der 
bündnisgrünen Landtagsfrak-
tion Astrid Rothe-Beinlich. „Da 
zwei Drittel des Unterrichts-
ausfalls durch Krankheit her-
vorgerufen werden, brauchen 
auch wir endlich eine bessere 
Gesundheitsvorsorge bei un-
seren Lehrkräften und einen 
landesweiten Vertretungspool 
für flexible Krankheitsvertre-
tungen“, erläutert Rothe-Bein-

lich weiter. Langfristig kann 
aber nur durch eine vorsorgen-
de Personalentwicklungspla-
nung, welche deutlich mehr 
Einstellungen als bisher vor-
sieht, dauerhafte Abhilfe ge-
schaffen und der Unterrichts-
ausfall reduziert werden. „Da 
in den nächsten Jahren die 
große Mehrheit der Lehrkräfte 
in den Ruhestand geht, brau-
chen wir jetzt junge Lehrkräf-
te in unseren Schulen. Wenn 
in einigen Jahren in allen Bun-
desländern zeitgleich der Run 
auf die LehrerInnen beginnt, 
befürchten wir, dass Thürin-
gen andernfalls im Hintertref-
fen ist“, gibt Rothe-Beinlich ab-
schließend zu bedenken.

Vorgang im Landtag als un-
verhältnismäßig kritisiert. Die 
Aufhebung der Immunität von 
Abgeordneten benötigt die 
vorherige Zustimmung des zu-
ständigen Landtagsausschus-
ses. Dass dies unserer eigenen 
Polizei nicht bewusst war, ist 
für uns keine Bagatelle. Auch 
die Verdächtigung von zwei 
kritischen JournalistInnen des 
öffentlich-rechtlichen Rund-

funks, offenbar ohne andere 
Möglichkeiten des Geheimnis-
verrats auch nur in Erwägung 
zu ziehen, ist kein Ruhmesblatt 
der internen ErmittlerInnen 
der Polizei.
Selbstverständlich gilt: Die 
Weitergabe vertraulicher Do-
kumente ist strafbar, legalen 
Zugriff auf das 61-seitige Do-
kument hatten aber 571 Mitar-
beitende von Polizei und LKA.
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Die Bürgerbeauftragte 

des Freistaats Thüringen 

www.bueb.thueringen.de

Tel.: 0361  37 71871 

Fax: 0361  37 71872

Mail: buergerbeauftragte@

 landtag.thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter 

für den Datenschutz

www.thueringen.de/datenschutz

Tel.:  0361  37 71900

Fax: 0361  37 71904

Mail:  poststelle@datenschutz.

            thueringen.de

Die Landesbeauftragte 

für die Unterlagen des 

Staatssicherheitsdienstes der  

ehemaligen  DDR

www.thueringen.de/tlstu

Tel.: 0361  37  71951 

Fax: 0361  37  71952

Mail:  tlstu@t-online.de
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Der Datenschutzbeauftragte

8. Regionalseminar des Europäischen Verbindungsnetzes der Ombudsleute
Das 8. Regionalseminar fand 
vom 14. bis 16. Oktober 2012 in 

Brüssel statt. Im Mittelpunkt 
stand der Erfahrungsaus-

tausch unter dem Gesichts-
punkt der wachsenden Be-

deutung der regionalen Bür-
gerbeauftragten und Petiti-

onsausschüsse in Europa. Der 
Europäische Bürgerbeauftrag-
te, Prof. Dr. P. Nikiforos Dia-
mandouros, wies u. a. darauf 
hin, dass 2013 das Jahr des Eu-
ropäischen Bürgers sein wird. 
In der Diskussion wurden Vor-
schläge und Anregungen un-
terbreitet, wie die Zusam-
menarbeit effektiviert werden 
kann. 
Weiter wurde über neue We-
ge für bessere Dienstleistun-
gen durch Ombudsleute dis-
kutiert. Die Kommunikation 
spielt eine bedeutende Rolle. 
Es geht darum, den Bürger an-
zusprechen.

Kooperation mit dem Thillm – Veranstaltung „Soziale“ Netzwerke? 
Meine Daten! Mein Leben! – Dein Geschäft!
Der Thüringer Landesbeauftrag-
te für den Datenschutz (TLfD) 
hat am 26.09.2012 mit dem Thü-
ringer Institut für Lehrerfortbil-
dung, Lehrplanentwicklung und 
Medien (Thillm) einen Koopera-
tionsvertrag geschlossen. Ziel 
des Vertrages ist es, das Daten-
schutzbewusstsein von Schüle-
rinnen und Schülern nachhaltig 
zu stärken. Schwerpunkt der ge-
meinsamen Arbeit ist die Schu-
lung von Lehrerinnen und Leh-
rern, damit sie als Multiplikato-
ren ihren Schülern Datenschutz-
kompetenz vermitteln können. 
Gemeinsam mit dem Thillm sol-
len außerdem mit der Evaluati-
on des Unterrichtsfaches Medi-
enkunde etwaige Defizite beho-
ben werden. Vorgesehen ist die 

Erstellung von Unterrichtsmate-
rialien speziell für Thüringen un-
ter Mitwirkung erfahrener Päda-
gogen. Eine erste gemeinsame 
Veranstaltung mit dem Thillm 
findet unter Federführung des 
TLfD in Kooperation mit der Thü-
ringer Verbraucherzentrale und 
der Landesarbeitsgemeinschaft 
Kinder- und Jugendschutz e. V. 
am 04.12.2012 im Rathaus der 
Stadt Erfurt statt. Adressaten 
der Veranstaltung sind in ers-
ter Linie Schüler und Lehrer aber 
auch Sozialarbeiter, Schuldner-
berater und Verbraucherverbän-
de. Das Thema Datenschutz in 
sozialen Netzwerken wurde ge-
wählt, weil soziale Kommuni-
kation zwischen Jugendlichen 
heute größtenteils über sozia-

le Netzwerke im Internet statt-
findet und diese Form des Kon-
taktes mit vielen datenschutz-
rechtlichen Risiken verbunden 
ist. Die Tagung will die Teilneh-
mer für diese Risiken sensibili-
sieren, die mit der Nutzung von 
sozialen Netzwerken verbun-
denen datenschutzrechtlichen 
Probleme näher beleuchten und 
datenschutzgerechte Alternati-
ven aufzeigen. Vorträge über die 
datenschutzrechtlichen Grund-
lagen, spezielle datenschutz-
rechtliche Probleme bei Face-
book sowie Cybercrime und Da-
tenmissbrauch stehen auf dem 
Programm. Spezifische Themen-
bereiche können dann mit Ex-
perten am Nachmittag in Work-
shops bearbeitet werden. 

Akzeptanz oder Ignoranz 
Am 12. Oktober kamen Men-
schen in den Landtag, die 
schwere Erinnerungen an ihre 
Kinderzeit haben, denn ihre Kin-
derzeit war eine Kinder-HEIM-
zeit im SED-Staat. 
Nun kamen sie als Besucher zur 
Tagung, in der das Sozialminis-
terium den Stand der Heimkin-
der-Rehabilitierungspolitik ver-
ortete.
Im Gesprächsteil ergriff ein 
Mann das Wort: „Ich bin einer 
von denen, die das ganze Leben 
dagegen angekämpft haben. 
Wenn ich die Augen zu mache, 
dann weiß ich noch genau, wo 
welches Loch ist. … Heute habe 

ich den Mut zu sagen: es muss 
doch nicht alles umsonst gewe-
sen sein. Bei mir ist das fast je-
den Tag hier oben. Ich versu-
che loszulassen. Es geht nicht.“ 
Erst mit 55 Jahren traf er 2006 
seine Geschwister wieder. Heu-
te sitzt er im Rollstuhl. Er ist ei-
ner von denen, die sich in die Öf-
fentlichkeit wagten – das ist für 
viele Schicksalsgefährten nicht 
selbstverständlich. Doch auch 
er sagt: „Noch heute werden wir 
stigmatisiert, wenn wir uns ir-
gendwelchen Dingen widerset-
zen … werden abgewürgt … Wir 
brauchen kein Mitleid, aber wir 
wollen eine gewisse Akzeptanz, 

mit der wir umgehen können.“
In Sachen Akzeptanz ergab eine 
Umfrage unter Thüringern: Ei-
nerseits will eine Mehrheit, dass 
Ost-Heimkinder so entschädigt 
werden wie im Westen. Ander-
seits meint die Mehrheit, dass 
die DDR-Kinderheime ganz hu-
man und kinderfreundlich wa-
ren. 
Dies widerspricht nicht nur der 
Erinnerung des zitierten Ta-
gungsgastes. An die neue An-
laufstelle für „DDR-Heimkin-
der“ haben sich bereits über 
1.300 Menschen gewendet, 
die schlimme Erinnerungen an 
DDR-Heime mit sich tragen.

Thüringer Anlauf- und Beratungsstelle für ehemalige DDR-Heimkinder 
Tel. 0361 51159158    . Anlaufstelle@tmsfg.thueringen.de 


